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Die Debatte um die Krise der Repräsenta-

tion ist zu einem festen Bestandteil politi-

scher Analysen, wenn nicht gar zu einem 

geflügelten Wort geworden. Der Aufstieg 

populistischer und extremer Kräfte in 

 vielen westlichen Demokratien hat die 

 po litische Landschaft neu vermessen.  

Das  Ringen um prägende Ideen für eine 
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 Gesellschaft findet zwischen freiheitlich- 

demokratischen und autoritären Entwür-

fen statt.

Festzustellen ist ebenso eine Krise des 

Vertrauens und Zutrauens in demokrati-

sche Institutionen. Vielen Umfragen zu-

folge nimmt die Zustimmung zur parla-

mentarischen Demokratie ab. Dagegen 

steigt der Anteil von Menschen, die Ver-

schwörungserzählungen bereitwillig Glau-

ben schenken. Auf diese besorgnis-

erregenden Entwicklungen brauchen wir 

Antworten. Politik in einer demokrati-

schen Gesellschaft muss stets mehr sein 

als nur Ausübung und Verwaltung von 

Macht. Demokratie bedeutet Gemeinsinn 

und muss von der Überzeugung getragen 

werden, dass es sich lohnt, für unser de-

mokratisches Gemeinwesen einzustehen 

und sich dafür zu engagieren.

KEINE FÜNFJÄHRIGE 
WAHLPERIODE

Eine wiederkehrende Idee zur Reform de-

mokratischer Institutionen ist die Über-

legung, die Legislaturperiode des Deut-

schen Bundestages von vier auf fünf Jahre 

zu verlängern. Die Wahlrechtskommis-

sion empfiehlt das, und auch Bundespräsi-

dent Frank-Walter Steinmeier unterstützt 

diese Überlegung. Es bliebe mehr Zeit für 

die gesetzgeberische Arbeit. Dem ist aller-

dings nicht zu folgen. Bereits in der Ana-

lyse wird ein entscheidender Punkt über-

sehen: Es ist nicht die lediglich vierjährige 

Wahlperiode des Bundestages, die die 

Sach arbeit verkürzt, sondern das durch 

die Fraktionen und Parteien selbst gewähl-

te Verfahren ausgedehnter Sondierungs- 

und Koalitionsverhandlungen inklusive 

als notwendig erachteter Rückkoppelun-

gen an die Parteibasis sowie die verbreitete 

Einschätzung, ein halbes Jahr vor der Wahl 

gebe es ohnehin nicht mehr viel Raum für 

gesetzgeberisches Handeln.

Nach der Bundestagswahl 2017 dau-

erte es wegen gescheiterter Verhandlungen 

über eine „Jamaika-Koalition“ und der 

sich hinziehenden Neuauflage der Gro-

ßen Koalition beinahe ein halbes Jahr, bis 

die neue Regierung vereidigt werden 

konnte. In dieser Zeit hat der Bundestag 

weit gehend darauf verzichtet, die gesetz-

geberische Arbeit aufzunehmen; nicht 

einmal die Ausschüsse mit Ausnahme des 

Hauptausschusses wurden eingesetzt, ob-

wohl auch eine geschäftsführende Bun-

desregierung hinreichend parlamentari-

sche Kon trolle benötigt. Eine vierjährige 

Wahlperio de ist ausreichend, wenn sie  

von einem selbstbewussten Parlament mit 

Sach arbeit gefüllt wird. Wahlkämpfe kos-

ten Geld und sind eine intensive Zeit für 

Parteien und Kandidaten. Sie sind aber 

auch eine Zeit umfangreicher politischer 

Aus ein andersetzung in der Öffentlichkeit, 

mithin also des Ringens um die richtigen 

Personen, Antworten und Konzepte, die 

jenseits der zu beklagenden Polarisierung 

eine demokratische Gesellschaft im bes-

ten Sinne politisieren kann. Bei der Debat-

te über eine fünfjährige Wahlperiode darf 

sich deshalb nicht der Eindruck verfesti-

gen, Argumente aus der parlamentarischen 

und exeku tiven Binnensicht, also aus dem 

Maschinenraum der Politik, begründeten 

bereits hinreichend genug eine Einschrän-

kung demokratischer Mitwirkungsmög-

lichkeiten der Bürger durch Wahlen.

Eine Legislaturperiode von fünf Jah-

ren bedeutet nämlich genau das: weniger 

demokratische Mitsprache des Volkes.  

Die Staatsgewalt wird in Wahlen ausgeübt. 
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Kommentiert

Der Bundestag ist das einzig direkt ge-

wählte Verfassungsorgan auf Bundes-

ebene. Durch seine Wahl wird die Re-

gierung legitimiert. Die vierjährige Le- 

gis laturperiode hält die richtige Balance 

zwischen der Arbeitsfähigkeit des Parla-

ments und dem Interesse des Staatsvolks 

an der Erneuerung seines Mandats und 

der Möglichkeit, einen Macht- oder 

Politik wechsel herbeizuführen. In den 

Ländern erfolgten in den 1990er- und 

2000er-Jahren Verlängerungen der Legis-

laturperioden der Landtage von vier auf 

fünf Jahre. Wenn nun auch der Bundestag 

für fünf Jahre gewählt würde, bedeutete 

das effektiv eine um ein Fünftel reduzier-

te Möglichkeit der demokratischen Ent-

scheidung durch die Bürger.

Sind Bürgerräte dagegen ein neuer 

und interessanter Weg? Die Ampelkoali-

tions parteien haben am 10. Mai 2023 ei-

nen Bürgerrat im Bundestag eingesetzt, 

der aus 160 zufällig ausgelosten Bürgern 

besteht, die sich mit dem Thema Ernäh-

rung auseinandersetzen sollen. Dieser 

Bürgerrat wird durch Experten beraten 

und moderiert. Ziel ist die Erarbeitung 

von Handlungsempfehlungen an den 

Bundestag. Auf den ersten Blick klingt 

das einleuchtend. Erfahrungen und Sicht-

weisen der Bürgerschaft in den politi-

schen Prozess einzubinden, ist ein wichti-

ges Anliegen.

BÜRGERRÄTE OHNE DEMO-
KRATISCHE LEGITIMATION

Skepsis ist dennoch angebracht. Bei die-

sem Bürgerrat sind zu viele Fragen offen. 

Wer lost die mitwirkungsberechtigten 

Teilnehmer aus, und nach welchen Krite-

rien kommen geeignete Kandidaten in die 

Auswahl? Und wenn schon das Los ent-

scheiden soll, wieso muss dann im Vorfeld 

nach unterschiedlichen Kriterien wie gar 

nach der persönlichen Ernährungsform 

differenziert werden? Und ganz allgemein 

gefragt: Darf in einer Demokratie der Los-

entscheid überhaupt eine geeignete Form 

der Entscheidungsfindung sein? Wer 

wählt nach welchen Kriterien die Exper-

ten aus? Und wie wird sichergestellt, dass 

nicht die Experten die Debatte in einem 

Bürgerrat so lenken, dass am Ende die von 

den Experten im Vorfeld bereits festste-

hende Einschätzung zum Ergebnis der 

Beratungen wird? In einem Bürgerrat mit 

unterschiedlich verteiltem Wissen, in dem 

Bürger den zufällig ausgelosten Experten 

gegenüberstehen, ist nach allen Erfahrun-

gen aus der Organisationspsychologie 

nicht unwahrscheinlich, dass sich auf-

grund Informationsasymmetrien und der 

Architektur dieses Bürgerrats die Ansich-

ten der Experten durchsetzen werden. 

Dieser Bürgerrat weckt daher Erwartun-

gen, die er nicht erfüllen kann.

Wenn der Befund einer Krise der par-

lamentarischen Demokratie zutreffend 

ist, dann darf darauf nicht reagiert wer-

den, indem einseitige Repräsentations-

erwartungen neben und jenseits des Par-

laments geweckt und verfestigt werden. 

Ein Bürgerrat kann und darf keine demo-

kratische Legitimation vermitteln, denn 

künstlich hergestellte Repräsentativität ist 

nicht identisch mit demokratischer Reprä-

sentation. Doch ist einmal das Narrativ  

in der Welt, dass der Querschnitt der 

Gesell schaft – repräsentativ ausgelost und 

von Experten beraten – die besseren Ant-

worten gibt, kann das den Weg zu einer 

 Entwicklung bereiten, an deren Ende 

 Parlamente kaum oder gar nicht mehr 
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 benötigt werden. Das wäre gefährlich. 

Was von  einigen sogar mit gutem Willen 

als Ergänzung der parlamentarischen De-

mokratie gedacht war, kann sich als Weg 

zur Abkehr von ihr erweisen.

Völlig aus der Debatte sind all jene 

Formen der Mitwirkung verschwunden, 

die die Grundlage unserer repräsentativen 

Demokratie bilden: das Engagement in 

den Parteien selbst und in Bürgerinitiati-

ven; die Möglichkeit der Gestaltung und 

Einmischung auf kommunaler Ebene.

STÄRKUNG DER 
REPRÄSENTATION

Wir brauchen selbstbewusste und starke 

Parlamente als Antwort auf die Krise  

der Repräsentation. Die Verantwortung 

kommt dabei den gewählten Abgeordne-

ten und selbstverständlich auch den kom-

munalen Mandatsträgern zu. Wir Bundes-

tagsabgeordnete sind nach dem Auftrag 

des Grundgesetzes Vertreter des gesamten 

deutschen Volkes und nicht allein Vertre-

ter der Gruppe, der man persönlich ange-

hört. Ein Abgeordneter aus Bayern kann 

sich ebenso kundig für eine deutsche Ha-

fenstrategie einsetzen wie ein Kollege aus 

dem Norden für den Schutz des Alpenrau-

mes. Abgeordnete aus dem Mittelstand 

kümmern sich um den Schutz von Arbeit-

nehmern so, wie sich auch Abgeordnete 

aus der Arbeitnehmerschaft oder den Ge-

werkschaften um Standortpolitik oder die 

Anliegen von Freiberuflern kümmern. 

Das Prinzip der Repräsentation bedeutet, 

dass sich das Parlament durch seine Abge-

ordneten, die durch die Wahl hinreichend 

demokratisch legitimiert sind, eine eigene 

Position entwickelt. Dabei kommt es gera-

de nicht darauf an, die demoskopisch vor-

herrschende Meinung in konkrete Politik 

umzusetzen, sondern in eigener Verant-

wortung und verantwortungsvoller Weit-

sicht zu gestalten; übrigens selbst dann, 

wenn dies der aktuell ermittelten Mehr-

heitsmeinung widerspricht. Um eine be-

deutende Aussage des ehemaligen Bundes-

präsidenten Walter Scheel aufzugreifen: 

Es geht nicht darum, das zu tun, was po-

pulär ist, sondern jenes, was richtig ist, 

um es dann populär zu machen. Nicht 

 wenige Richtungsentscheidungen in der 

 Geschichte der Bundesrepublik hatten 

zunächst keinen breiten Rückhalt in der 

Bevölkerung. Sie sind dennoch getroffen 

worden, weil die gewählten Repräsentan-

ten ihrer Verantwortung gerecht wurden.

Heute stehen wir vor einer ähnlichen 

Situation. Der demografische Wandel, die 

Herausforderungen des menschenge-

machten Klimawandels, technologische 

Disruptionen wie Künstliche Intelligenz, 

der Angriffskrieg mitten in Europa und 

Neuausrichtungen der internationalen 

Ordnung erfordern neue Antworten. Die-

se müssen auch darin bestehen, den Men-

schen etwas abzuverlangen und zuzumu-

ten. Ein populistischer Sound mag zum 

kurzfristigen Applaus verführen, er wird 

jedoch selten nachhaltig erfolgreich sein. 

Der Politikwissenschaftler Felix Heiden-

reich hat zu Recht von der „Demokratie 

als Zumutung“ gesprochen. Das erfordert 

Legitimation der Entscheidungen, Mut 

und Fähigkeit zum Ausgleich. Die reprä-

sentative Demokratie ist dafür am besten 

geeignet.

Wir müssen in unserem Land wieder 

grundlegend über den Stellenwert von 

Parlamenten und ihre Bedeutung spre-

chen und diese im politischen Gefüge zwi-

schen einer raumeinnehmenden  Exekutive 
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und zunehmender Europäisierung und 

Internationalisierung neu verorten. Die 

Corona-Pandemie war rückblickend gese-

hen nicht die beste Zeit für die Parlamen-

te. Vielleicht wurden parlamentarische 

Befugnisse allzu bereitwillig auf die Exe-

kutive übertragen.

FALSCHE  
WAHLRECHTSREFORM

In der jüngsten Vergangenheit haben Ent-

scheidungen der Ampelkoalition dem Par-

lamentarismus in Deutschland geschadet. 

So hat die Wahlrechtsreform auf mehre-

ren Ebenen mit grundlegenden Traditio-

nen und gemeinsamen demokratischen 

Überzeugungen gebrochen. Der vermeint-

lich populäre Zweck der Verkleinerung 

des Bundestages heiligt eben nicht die 

Mittel eines Bruches mit grundlegenden 

demokratischen Traditionen und Prinzi-

pien. Weder der Gewinn eines Wahlkrei-

ses noch eine breite regionale Verankerung 

garantieren künftig den Einzug in den 

Bundestag. Aus dem Ringen um das rich-

tige Wahlrecht wurde eine Machtdemons-

tration der Regierungskoalition und ein 

Instrument der politischen Auseinander-

setzung. Eine solche Reform würde in je-

dem anderen europäischen Land zu Recht 

zu lauter Empörung führen. Die Debatte 

darf also auch bei uns nicht verstummen. 

Zudem ist anzumerken: Parlamentarische 

Mitwirkungsmöglichkeiten wurden jüngst 

durch die Verkürzung von Fristen ein-

geengt. Wenn die Regierung zahlreiche 

neue Stellen für die Bundesministerien 

schafft, dann entsteht eine stärkere Un-

wucht zulasten des Parlaments, das diese 

Regierung kontrollieren soll, zumal sich 

ungeachtet der jeweiligen Regierungskon-

stellation die regierungsstützenden Frak-

tionen in der politischen Praxis auch als 

erweiterter Raum der Exekutive verste-

hen. In dieser Situation ist die Einführung 

von Bürgerräten als weitere Schwächung 

der parlamentarischen Demokratie zu ver-

stehen.

Wir brauchen stattdessen eine breite 

Debatte über die Stärkung von Parlamen-

ten und starke Debatten in den Parlamen-

ten. Die unglückliche Wahlrechtsreform 

ist zurückzunehmen. Eine Ausdehnung 

der Wahlperiode des Bundestages auf fünf 

Jahre ist keine gute Idee. Der Bundestag 

muss sich jedoch selbstbewusster gegen-

über der Regierung zeigen, sie kontrollie-

ren und fordern. Mut zur großen Dis-

kussion und parlamentarisches Selbst- 

bewusstsein gehören dazu. Starke Parla-

mente sind eine gute Grundlage für die 

parlamentarische Demokratie und können 

der Krise der Repräsentation begegnen.

Selbstbewusste Parlamente, Volker Ullrich


